
Zur Person

Tamar Amar-Dahl

¡ 1968 wurde Tamar 
Amar-Dahl in Israel
geboren. 

¡ Von 1992 bis 1994
studierte sie Philo-
sophie und Allge-
meine Geisteswis-
senschaften an der
Universität Tel Aviv.

¡ Von 1997 bis 2003
absolvierte sie ein Masterstudium der 
Geschichte und Philosophie an der Univer-
sität Hamburg. 

¡ Zwischen 2004 und 2008 promovierte 
Amar-Dahl am Historischen Seminar der 
LMU in München. Von 2009 bis 2011 war
die Historikerin Lehrbeauftragte am Insti-
tut für Geschichtswissenschaften an der 
Humboldt-Universität zu Berlin. 

¡ Seit April 2011 ist sie Lehrbeauftragte der
Arbeitsstelle Politik des Vorderen Orients
an der freien Universität Berlin.

¡ Ihr Buch „Das zionistische Israel. Jüdischer
Nationalismus und die Geschichte des 
Nahostkonflikts“ erschien 2012 im Verlag
Ferdinand Schöningh. (mm)
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Unruhen auch an Weihnachten: Israelische Soldaten während einer Auseinandersetzung mit palästinensischen Demonstranten in Bethlehem am 25. Dezember Foto: AFP

Von Melanie Maier

Frau Amar-Dahl, wie schätzen Sie die aktuelle 
Lage in Israel ein? 
Seit zwei Monaten findet ein neuer Aufstand
der Palästinenser statt – und der richtet sich
dieses  Mal  nicht  nur  gegen  die  israelische
Besatzung, sondern letztlich auch gegen die
eigenen Führer der Palästinenser.

Gegen die eigenen Führer? Wieso das denn?
Die  palästinensische  Führung  hat  sich  als
machtlos  herausgestellt,  gegenüber  Israel
palästinensische  Interessen durchzusetzen.
Sie  hat  im  Zuge  der  Friedensverträge  von
Oslo  1993  und  1995  keine  Basis  für  einen
eigenständigen  palästinensischen  Staat  in
den  besetzten  Gebieten  geschaffen.  Im
Gegenteil: Die militärische Besatzung dort
hat sich noch stärker etabliert. Das wird von
vielen als Scheitern wahrgenommen. 

In erster Linie richtet sich die Gewalt aber doch 
gegen die Israelis. 
Ganz  klar:  Israel  ist  die  Besatzungsmacht
seit  knapp  fünf  Jahrzehnten.  Gegen  diese
Macht richtet sich nun die neue Gewalt der
palästinensischen  Jugendlichen.  Bei  ihnen
handelt es sich um die dritte Generation, die
in die Konstellation der Besatzung hineinge­
boren  ist.  Diese  Generation  weiß,  dass  sie
nichts zu verlieren hat. Ihre Verzweiflung ist
so  groß,  die  Perspektivlosigkeit  so  ausge­
prägt, dass viele bereit sind, für den Protest
mit dem Leben zu bezahlen. 

Eine neue Intifada? 
Je nachdem, wie sich die Lage entwickelt.
Die  israelischen  Medien  vermeiden  das
Wort. „Intifada“ bedeutet auf Arabisch Auf­
stand und  ist  für die Palästinenser positiv
besetzt. Die Israelis sprechen von Terroris­
mus  und  mörderischen  Attacken.  Die  An­
schläge bezeichnen sie als „Gal Terror“, als
Terrorwelle. Und sie hoffen sehr, dass diese
Welle bald vorüber ist. Eine dritte Intifada
wird Israel kaum verkraften können. 

Was macht der anhaltende Terror mit der 
israelischen Bevölkerung? 
Angst,  Wut  und  Ratlosigkeit  machen  sich
breit. Sie wachsen von Tag zu Tag. Ein richti­
ges Konzept gegen die Anschläge hat die is­
raelische Gesellschaft nicht. Genauso wenig
wie die politische Führung oder das Militär. 

Die politische Führung hat kein Konzept? 
Die israelische Regierung hat ihr herkömm­
liches Vorgehen intensiviert. Vor allem mit
Häuserzerstörungen  will  man  potenzielle
Attentäter abschrecken, was aber bekannt­
lich nicht aufgeht. Deshalb herrscht eine Art
Ratlosigkeit: Die Regierung Netanjahu will
eine  dritte  Intifada  verhindern,  zugleich
sieht  sie  sich  gezwungen,  die  Maßnahmen
gegen  die  Palästinenser  zu  intensivieren.
Dass dies zur Eskalation führen kann, wis­
sen Militär und Regierung sehr wohl. 

Und ändern doch nichts an ihrem Vorgehen? 
Das Land hält nach wie vor zu seiner zionis­
tischen Staatsdoktrin: Israel gilt es weiter zu
besiedeln,  die  Sicherheitskräfte  sollen  das
zionistische Projekt sichern. Die Besatzung
des Westjordanlands versteht das zionisti­
sche Israel als einen üblen Preis, den es hin­
nehmen muss – egal, wie hoch er ausfällt. 

Was die Bürger unterstützen? 
Die  Israelis  akzeptieren  diese  Staatslogik,
auch wenn sie selbst die Konsequenzen eines
andauernden Konflikts tragen müssen. Und
je klarer sich die Palästinenser als Achilles­
ferse des zionistischen Israels erweisen, des­

to  mehr  richtet  sich  die  Wut  der  Israelis
gegen die „widerspenstigen“ Palästinenser –
nicht gegen die eigene Führung. 

Die „widerspenstigen“ Palästinenser? 
Die Israelis wissen nicht oder wollen nicht
wahrhaben, was sie den Palästinensern an­
getan  haben  und  noch  immer  antun.  Sich
dies  ins  Bewusstsein  zu  rufen  hieße,  die
Büchse der Pandora aufzumachen. Doch die
lässt  man  lieber  geschlossen.  Spontane
Lynchmorde an palästinensischen Attentä­
tern sind dabei die krasseste Erscheinungs­
form  dieses  Sich­nicht­befassen­Wollens
mit der eigenen Geschichte.

Was müsste Israel denn tun, um den Frieden 
wiederherzustellen? 
Israel  müsste  die  Territorialfrage  auf  den
Verhandlungstisch  bringen.  Das  Problem
bei den Wurzeln packen, statt die Symptome
zu bekämpfen. Dazu würde allerdings auch
gehören, auf Teile des Landes zu verzichten
und sich aus dem Westjordanland zurückzu­
ziehen. Doch die Bereitschaft dazu fehlt.

Weswegen? 
Das zionistische Israel versteht das Territo­
rium Eretz  Israel  –  sprich, das historische
Heimatland der Juden inklusive des West­
jordanlands – als ein verheißenes Land. Und
damit als Besitz des jüdischen Volks. Daher
versteht Israel den Konflikt mit den Palästi­
nensern auch nicht als Streit um Ressourcen.

Sondern? 
Als  Ausdruck  des  Antisemitismus  bezie­
hungsweise des Antizionismus. Nach seiner
Lesart wenden sich die Palästinenser direkt
gegen den jüdischen Staat. Vor diesem Hin­
tergrund  kann  sich  das  zionistische  Israel
nicht auf einen Kompromiss mit den Palästi­
nensern einlassen. Das ist die Dramatik des
Nahostkonflikts: Zwei Völker interpretieren
ihre Uneinigkeiten völlig unterschiedlich.

Was treibt die Palästinenser an? 
Eines ihrer strategischen Ziel wäre, die is­
raelische Besatzung zu beenden und damit
die  israelischen  Truppen  und  Siedler  aus
dem Westjordanland zum Rückzug zu zwin­
gen. Da sie damit aber keinen Erfolg erzielen
können,  gehen  einzelne  Attentäter  blind
gegen Israelis vor – scheinbar glauben sie,

mit dieser Art des Aufstandes längerfristig
etwas Positives bewirken zu können. 

Und die viel beschworene Zweistaatenlösung?
Ein palästinensischer Staat neben Israel ist
längst nicht mehr realistisch. Dafür ist das
Siedlungsprojekt  zu  weit  fortgeschritten.
Nichtsdestotrotz ist das Gespräch über eine
Zweistaatenlösung wichtig – als rhetorische
Alternative  zu  dem,  was  faktisch  auf  dem
Boden passiert: Besatzung und Gewalt. 

Die Zweistaatenlösung als Friedensrhetorik. 
Um  die  politische  Ordnung  aufrechtzu­
erhalten, braucht es die Illusion einer politi­
schen Lösung. Weil die Zweistaatenlösung
die gängigste ist, klammert man sich an sie. 

Ohne dass sie je zur Realität wird. 
Die Israelis dachten über Jahre hinweg, sie
könnten  die  Palästinenser  militärisch  im
Griff haben – und das Westjordanland dabei
nach und nach besiedeln. Seit seiner Staats­
gründung  1948  kämpft  Israel  gegen  einen
palästinensischen Staat an. Damit folgt es
auch einem sicherheitspolitischen Interesse.
Mit der Illusion einer politischen Regelung
ist das zionistische Projekt in Palästina bis
zum Jahr 2000 recht gut gefahren. Seitdem
wird allerdings immer deutlicher: Das wird
nicht funktionieren. Die Folge: Der Konflikt
erscheint immer bedrohlicher für Israel. 

Was bedeutet das für die Bevölkerung? 
Die meisten Israelis entpolitisieren sich. Das
heißt, sie ziehen sich zurück ins Private, ver­
suchen,  ihr  Leben  so  normal  wie  möglich
weiterzuführen.  Den  Konflikt  verdrängen
sie nach Möglichkeit. Was aber nicht heißt,
dass das auch gelingt. Die Angst ist da. Es
kann ja jeden treffen. 

Was wäre die Alternative? 
Den Konflikt zu politisieren, also politische
Konzepte zu entwickeln. Doch dazu sind die
Israelis anscheinend noch nicht bereit. Sie
geben zunehmend auf, sie resignieren.

Woran liegt das? 
An der historisch gewachsenen Entpolitisie­
rung der Gesellschaft. Wie in früheren Eska­
lationsmomenten warten viele nur darauf,
dass der Terror vorbeigeht, und beschränken
sich darauf, im Alltag vorsichtiger zu sein als

sonst. Dass  sie damit der Regierung einen
Freibrief in der Palästinafrage geben, ist den
meisten  wahrscheinlich  noch  nicht  einmal
bewusst.  Man  kann  der  Politik  aber  nicht
ewig entrinnen. Das ist kurzfristig vielleicht
die  bequemere  Lösung.  Langfristig  kann
man die Situation damit nicht ändern. 

Wie lange wird die Gewalt noch anhalten?
Das weiß niemand. Die Situation bleibt in
jedem Fall  längerfristig  explosiv, denn die
politische Ordnung ist sehr konfliktträchtig.
Israel hat ein Besatzungssystem etabliert –
Mauern,  Checkpoints,  Repressionen.  Die
Lage wird wohl noch häufig eskalieren – mit
immer neuen Formen der Gewalt, von beiden
Seiten. Das ist die Rechnung für Israels Wei­
gerungshaltung, sich mit der Palästinafrage
auseinanderzusetzen.  In  dieser  Geschichte
verlieren alle. 

„Zweistaatenlösung ist keine Option“
Die Historikerin Amar-Dahl über den Nahost-Konflikt und die für sie einzige Möglichkeit, diesen Konflikt zu lösen

Seit Anfang Oktober gehen militante 
Palästinenser fast täglich mit Messern 
und Scheren auf Israelis los. Die 
israelisch-deutsche Historikerin Tamar 
Amar-Dahl erklärt, wie es zu der neuen 
Gewaltwelle kommen konnte. 

¡ November 1974: Die UN erkennen das paläs-
tinensische Recht auf Souveränität und Unab-
hängigkeit an. Die UN-Vollversammlung 
räumt der Palästinensischen Befreiungsorga-
nisation (PLO) Beobachterstatus ein.

¡ November 1988: Die PLO proklamiert in 
Algier einen unabhängigen Palästinenserstaat
in den von Israel 1967 besetzten Gebieten. 
Arafat wird provisorisches Staatsoberhaupt.

¡ September 1993: Die PLO und Israel erken-
nen sich gegenseitig an. Israels Regierungs-
chef Izchak Rabin und Arafat unterzeichnen
die Oslo-Verträge mit der „Prinzipien-Erklä-
rung über palästinensische Selbstverwal-
tung“.

¡ Januar 2005: Zwei Monate nach Arafats Tod
wird Mahmud Abbas Palästinenserpräsident
und spricht sich für Verhandlungen mit 
Israel zur Gründung eines Palästinenserstaa-
tes aus.

¡ Juni 2009: Israels Ministerpräsident Benja-
min Netanjahu bekennt sich erstmals zu 
einer Zweistaatenlösung mit den Palästinen-
sern.

¡ November 2012: Die UN räumen Palästina
gegen den Widerstand der USA den Status 

als Beobachterstaat ein. Damit hatte auch 
die Weltgemeinschaft den Staat Palästina 
anerkannt.

¡ April 2014: Abbas unterzeichnet Dokumente
zum Beitritt zu 15 internationalen Organisa-
tionen und Abkommen.

¡ Oktober 2014: Schweden erkennt als erstes
westliches EU-Mitglied Palästina offiziell als
Staat an. Polen, Ungarn und die Slowakei 
hatten es vor ihrem EU-Beitritt getan. Rund
130 Länder haben den Staat Palästina bis 
heute anerkannt.

¡ Januar 2015: Abbas bereitet den Weg zu 
einem Beitritt Palästinas zum Internationa-
len Strafgerichtshof (IStGH). Er unterzeichnet
das Rom-Statut sowie 19 weitere internatio-
nale Verträge.

¡ August 2015: Abbas erklärt seinen Rücktritt
als Vorsitzender des Exekutivkomitees der 
PLO, bleibt aber Präsident der Autonomie-
behörde.

¡ September 2015: In der UN-Vollversamm-
lung kündigt Abbas die Bindung an die Os-
loer Friedensverträge auf und erklärt, Israel
müsse nun all seiner Verantwortung als 
Besatzungsmacht nachkommen. (dpa)

Hintergrund

Palästinas Weg zum anerkannten Staat 

Deutschland 
übernimmt 
OSZE-Vorsitz
Merkel und Hollande pochen auf 
Waffenstillstand in der Ostukraine

BERLIN (dpa). Außenminister Frank­Wal­
ter Steinmeier will die Ukraine­Krise, den
Kampf gegen den Terror und den Einsatz
für die Menschenrechte zu Schwerpunk­
ten  des  deutschen  OSZE­Vorsitzes  2016
machen. „Die OSZE wird in diesen stür­
mischen Zeiten in Europa dringender ge­
braucht denn je“, sagte er. „Es ist in unse­
rem gemeinsamen Interesse, die OSZE als
Dialogforum und als Brücke zwischen Ost
und West weiter zu festigen.“

Deutschland übernimmt den Vorsitz in
der Organisation für Sicherheit und Zu­
sammenarbeit (OSZE) in Europa am 1. Ja­
nuar von Serbien für ein Jahr. Zu den 57
Mitgliedstaaten zählen alle Länder Euro­
pas, die USA, Kanada, die Nachfolgestaa­
ten  der  Sowjetunion  und  die  Mongolei.
Vorläufer war die Konferenz über Sicher­
heit  und  Zusammenarbeit  in  Europa
(KSZE), die im Kalten Krieg von 1975 an
für  Entspannung  im  Ost­West­Konflikt
sorgen sollte.

In den vergangenen Jahren hat sich die
OSZE vor allem durch ihre Beobachter­
mission  in  der  umkämpften  Ostukraine
wieder  einen  Namen  gemacht.  Deutsch­
land hat in dem Konflikt zusammen mit
Frankreich  eine  wichtige  Vermittlerrolle
zwischen Russland und der Ukraine. Bei­
de Länder sind auch Mitglieder der OSZE.
„Unser Ziel muss es sein, den Dialog zu er­
neuern, verlorenes Vertrauen neu aufzu­
bauen und die gemeinsame Sicherheit in
Europa zu stärken und wiederherzustel­
len“, betonte Steinmeier.

Auch  Kanzlerin  Angela  Merkel  und
Frankreichs Präsident François Hollande
machen sich für die Einhaltung des brü­
chigen Waffenstillstandes in der Ostukrai­
ne stark. In einem Gespräch mit dem rus­
sischen Präsidenten Wladimir Putin und
seinem ukrainischen Amtskollegen Petro
Poroschenko pochten sie zugleich auf den
raschen Abzug schwerer Waffen aus dem
Krisengebiet.  Ende  Januar  oder  Anfang
Februar soll es ein Treffen der vier Außen­
minister zur weiteren Umsetzung des  in
der weißrussischen Hauptstadt Minsk be­
schlossenen Friedensplanes geben.

Kurz berichtet

Vertrauter von Machthaber
Kim Jong Un verunglückt 
Ein für die Beziehungen zu Südkorea 
verantwortlicher Top­Funktionär in 
Nordkorea ist staatlichen Medien zufolge 
bei einem Verkehrsunfall ums Leben 
gekommen. Kim Yang Gon sei am Diens­
tagmorgen gestorben, meldete die amtli­
che Nachrichtenagentur KCNA. Er wur­
de demnach 73 Jahre alt. Kim galt als 
enger Vertrauter von Machthaber Kim 
Jong Un. In der KCNA­Meldung vom 
Mittwoch wurde Kim Yang Gon als 
„standhafter Revolutionsgenosse“ be­
zeichnet, der sich um eine Vereinigung 
mit Südkorea bemüht habe. (AP)

Belgischer Reaktor Doel 1 
geht wieder ans Netz 
Nach einer mehrmonatigen Auszeit geht 
Belgiens ältester Reaktor Doel 1 wieder 
ans Netz. Der Reaktor wurde am Mitt­
woch wieder hochgefahren, wie eine 
Sprecherin des Betreibers Electrabel 
bestätigte. Fast 300 Menschen waren an 
der Prozedur beteiligt. Der Druckwas­
serreaktor liegt etwa 150 Kilometer von 
der deutschen Grenze entfernt bei Ant­
werpen im Norden des Landes. Der Re­
aktor war am 15. Februar heruntergefah­
ren worden, weil er seine ursprünglich 
vorgesehene Laufzeit von 40 Jahren er­
reicht hatte. Die Regierung hat jedoch 
beschlossen, die Blöcke 1 und 2 bis 2025 
laufen zu lassen. (dpa)

Präsident Burundis droht
der Afrikanischen Union
Der burundische Präsident Pierre Nku­
runziza will gegen Friedenstruppen der 
Afrikanischen Union (AU) vorgehen, 
falls diese in den Konflikt in seinem 
Land eingreifen. Er wisse von der AU­
Resolution, 5000 Soldaten nach Burundi 
senden zu wollen, sagte Nkurunziza. 
Aber die Organisation müsse die Unab­
hängigkeit und die Grenzen seines Lan­
des anerkennen. „Wenn sie diese Kon­
vention verletzen, ist das ein Angriff auf 
unser Land, und alle Bürger werden 
gegen sie kämpfen.“ (dpa)

Rebellengewalt im Kongo
Bewaffnete haben im Kongo sechzehn 
Zivilisten erschossen. Nach Angaben von 
Behörden und Bürgergruppen wurden 
die Leichen in Buleusa im Osten des 
Landes gefunden. Seit Samstag seien 46 
Menschen aus dem Dorf verschwunden, 
hieß es. Verantwortlich für die Tötungen 
sind nach Einschätzung von Beobachtern 
Hutu­Rebellen der Demokratischen 
Kräfte zur Befreiung Ruandas. (dpa)
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Gazastreifen
2005: Abzug
der Israelis;
unter Hamas-
Kontrolle

Israel und die Palästinenser

Westjordanland

Palästinensische Zivil- und Sicherheits-
verwaltung sowie gemeinsame israelisch-
palästinensische Sicherheitsverwaltung 

israelische Zivil- und Sicherheitsverwaltung

israelische Zivil- und Sicherheitsverwaltung,
Zugang für Palästinenser verboten/beschränkt

israelische Grenzziehung (z. T. Mauer)

Green Line (Grenze aus dem 
Waffenstillstandsabkommen 1949)
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